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Sitzung der Bürgerschaft
Die nächste Sitzung der Bürgerschaft findet am 

Mittwoch, dem 26. April 2017, um 13.30 Uhr statt.

Hamburg, den 18. April 2017

Die Bürgerschaftskanzlei
	 Amtl. Anz. S. 621

Grenzfeststellungsverfahren F 50099 
– Lottbek/Lottbektal –

Die Feststellung der Eigentumsgrenzen an dem Gewäs­
ser „Lottbek“ im Bereich der Flurstücke 3157, 3158 und 
3159 in der Gemarkung Bergstedt soll nach den Vorschrif­
ten des Hamburgischen Wassergesetzes (HWaG) vom 
20. Juni 1960 in der Fassung vom 29. März 2005 (Hmb­
GVBl. S. 97) durchgeführt werden.

In dem Verfahren werden die Eigentumsgrenzen nach 
der örtlichen Lage des Gewässers gemäß § 105 Absatz 1 
HWaG festgelegt. Diese Grenzen werden in das Liegen­
schaftskataster und das Grundbuch übernommen und 
bilden fortan, ohne Rücksicht auf künftige Veränderungen 
des Gewässers und seiner Ufer, die Eigentumsgrenzen.

Der Grenzfeststellungsplan und das Bestandsverzeich­
nis werden im Landesbetrieb Geoinformation und Ver­
messung (Neuenfelder Straße 19, Raum A.04.217, 21109 

Hamburg – Bitte vorher am Empfang der BSW [Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen]/BUE [Behörde für 
Umwelt und Energie] melden) vom 24. April 2017 bis 
24. Mai 2017 in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr (mon­
tags bis freitags) öffentlich ausgelegt. Eine Terminabspra­
che zur Einsichtnahme kann auch unter der Telefonnum­
mer: 040 /4 28 26 - 5667 erfolgen.

Einwendungen können beim Landesbetrieb Geoinfor­
mation und Vermessung innerhalb der Auslegungsfrist 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden.

Hamburg, den 10. April 2017

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung
Amtl. Anz. S. 621

Mandatswechsel 
in der 21. Hamburgischen Bürgerschaft

Mitteilung Nummer 4 über Mandatswechsel 
in der 21. Hamburgischen Bürgerschaft

Nach dem Gesetz über die Wahl zur Hamburgischen 
Bürgerschaft (Bürgerschaftswahlgesetz [BüWG]) in der 
Fassung vom 22. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 223), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Februar 2013 (HmbGVBl. 
S. 48), und in Fortschreibung meiner Mitteilung im Amt­
lichen Anzeiger vom 9. Oktober 2015 (S. 1713) gebe ich 
bekannt:
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Das Bürgerschaftsmandat von Frau Brigitta Schulz 
(laufende Nummer 1 der Wahlkreisliste 17 auf dem Wahl­
vorschlag der Partei Sozialdemokratische Partei Deutsch­
lands [SPD]) hat ihr erworbenes Mandat für die Bürger­
schaft mit Ablauf des 30. April 2017 niedergelegt.

An Stelle von Frau Brigitta Schulz wurde Frau Jasmin 
Hilbring (laufende Nummer 3 der Wahlkreisliste 17 auf 
dem Wahlvorschlag der Partei SPD) als nächstberufene 
noch nicht gewählte Person mit der nächstniedrigeren 
Stimmenzahl nach § 38 Absatz 1 BüWG zum 1. Mai 2017 für 
gewählt erklärt.

Frau Jasmin Hilbring hat das Mandat am 10. April 2017 
angenommen.

Hamburg, den 18. April 2017

Der Landeswahlleiter
Amtl. Anz. S. 621

Bekanntgabe des Ergebnisses 
einer allgemeinen Vorprüfung des 

Einzelfalles zur Feststellung, ob eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Hamburg Port Authority (HPA) hat bei der Behörde 

für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Planfeststellungs­
behörde, die Änderung des Vorhabens „Verfüllung Süd- 
teil Steinwerder Hafen“ (Planfeststellungsbeschluss vom 
13. Januar 2014, Aktenzeichen: 150.1405-004) angekündigt. 
Gegenstand der Änderung sind geringfügige Modifizierun­
gen der Uferwandkonstruktion zum Abschluss der Hafen­
beckenverfüllung.

Die vorgesehenen Änderungen stellen, ebenso wie die 
Ausgangsmaßnahmen, einen Gewässerausbau nach Num­
mer 13.18.1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) dar.

Nach der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles ge­
mäß §§ 3 e, 3 c UVPG wird von der Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung für dieses Vorhaben abge­
sehen. Die vorgesehenen Änderungen können nach Ein­
schätzung der Planfeststellungsbehörde auf Grund über­
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir­
kungen haben, die nach § 12 UVPG bei der Entscheidung 
über die Zulassung zu berücksichtigen wären.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar 
(§ 3 a UVPG).

Hamburg, den 6. April 2017

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 
als Planfeststellungsbehörde

Amtl. Anz. S. 622

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung eines Einzelfalles 
zur Feststellung, ob eine Verpflichtung zur 

Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Firma Hamburg Bunker-Service GmbH hat bei der 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Planfest­
stellungsbehörde, die förmliche Zulassung für das Vor­

haben „Liegewanne für GTL-Bunkerstation Ellerholzha­
fen“ beantragt.

Dieses Vorhaben stellt eine sonstige Gewässerausbau­
maßnahme nach Nummer 13.18.1 der Anlage 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) dar.

Nach der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles 
gemäß § 3 c UVPG wird von der Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung für dieses Vorhaben abge­
sehen. Es kann nach Einschätzung der Planfeststellungs­
behörde auf Grund überschlägiger Prüfung unter Berück­
sichtigung der gesetzlichen Kriterien keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 12 
UVPG bei der Entscheidung über die Zulassung zu berück­
sichtigen wären.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar 
(§ 3 a UVPG).

Hamburg, den 7. April 2017

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
als Planfeststellungsbehörde

Amtl. Anz. S. 622

Förderrichtlinie 
Energiewende in Unternehmen

Vom 10. März 2016, in der Fassung vom 18. April 2017

1.	 Förderziele, Förderzweck
1.1	 Die Energiewende erfordert neben dem verstärkten 

Einsatz erneuerbarer Energien, der Reduzierung des 
Energieverbrauchs und einer effizienten Nutzung von 
Energie die Transformation von einer bedarfsorientier­
ten Energieerzeugung hin zu einer angebotsorientier­
ten Energieverwendung. Dies bedingt auch eine Flexi­
bilisierung der Energieversorgungsstrukturen.
In vielen Hamburger Unternehmen gibt es Potenziale, 
den Energiebedarf von Anlagen sowie den Betrieb der 
eigenen Energieerzeugungsanlagen nach dem Angebot 
regenerativer Energien im Netz strommarktorientiert 
zu steuern. Zudem kann der Energiebedarf von Anla­
gen sowie der Betrieb von Energieerzeugungsanlagen 
in Unternehmen weiter optimiert werden.

1.2	 Ziel der Förderung (Zuwendung) nach dieser Richtli­
nie ist es, mit Hilfe von Projekten in den unter Ziffer 
1.3 benannten Förderschwerpunkten CO2-Emissionen 
nachhaltig zu vermeiden und die Umstellung auf eine 
CO2-arme Wirtschaft zu unterstützen. Dies soll durch 
die Einbindung von Unternehmen in Hamburg in den 
Umbau der Energieversorgung sowie die Steigerung 
der Energieeffizienz in Unternehmen erreicht werden.
Die Förderung erfolgt unter Beachtung der Quer­
schnittsziele Nachhaltige Entwicklung, Chancen­
gleichheit und Nichtdiskriminierung sowie Gleichstel­
lung von Männern und Frauen.

1.3 	 Diese Richtlinie bildet die Grundlage für die Förde­
rung von Projekten im Rahmen der folgenden Förder­
schwerpunkte, die zur Umsetzung der Maßnahmen  
der Interventionspriorität 4 b des Operationellen Pro­
gramms des Europäischen Fonds für regionale Ent­
wicklung (EFRE) der Freien und Hansestadt Hamburg 
für die Förderperiode 2014 bis 2020 dienen:
1.	 Energieberatungsleistungen für Unternehmen,
2. 	 Energiecontrollingsysteme in Unternehmen,
3. 	 Intelligente Einbindung von Unternehmen in die 

Energieversorgung.
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1.3.1	 Energieberatungsleistungen für Unternehmen: 
Es werden energiebezogene Beratungsleistungen 
in Unternehmen, z. B. für den Aufbau von Ener­
giemanagementsystemen, gefördert.

1.3.2	 Energiecontrollingsysteme in Unternehmen: Es 
werden Investitionen in Geräte und Systeme 
gefördert, die Unternehmen die Erfassung und 
Auswertung ihrer Energieflüsse ermöglichen.

1.3.3	 Intelligente Einbindung von Unternehmen in 
die Energieversorgung: Gefördert werden Inves­
titionen in technische Anlagen von Unterneh­
men, die Energie verbrauchen, transportieren, 
speichern oder erzeugen. Die Projekte sollen 
nachhaltig CO2-Emissionen vermeiden. Zudem 
sollen sie einen flexiblen, strommarktorientier­
ten Betrieb der technischen Anlagen oder die 
Nutzung von Wärme in Wärmenetzen ermögli­
chen.

1.4	 Nach dieser Richtlinie werden in Verbindung mit För­
dermerkblättern zu den Förderschwerpunkten gemäß 
Ziffer 1.3 freiwillige Projekte von Unternehmen unter­
stützt, die der Verwirklichung der genannten Förder­
ziele dienen.

Diese Förderrichtlinie wird durch je ein Fördermerk­
blatt zu jedem Förderschwerpunkt ergänzt. Die För­
dermerkblätter konkretisieren den Rahmen für die 
einzelnen Förderschwerpunkte, wie beispielsweise die 
technischen Anforderungen, die Förderhöhen oder das 
Antragsverfahren. Sie werden von der Behörde für 
Umwelt und Energie erstellt und sind in der jeweils 
aktuellen Fassung im Internet unter www.hamburg.de/
efre hinterlegt.

1.5	 Die Freie und Hansestadt Hamburg behält sich vor, die 
Förderbedingungen dieser Richtlinie bei Bedarf anzu­
passen oder aufzuheben.

1.6	 Ein Anspruch auf Gewährung der Förderung besteht 
nicht. Die bewilligende Stelle entscheidet auf Grund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens und im Rahmen der 
verfügbaren Fördermittel.

2.	 Förderungsempfangende

2.1	 Es können Unternehmen mit Betriebsstätte in Ham­
burg gefördert werden. Als Unternehmen gilt jede 
Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt.

Unternehmen der Energieversorgung und Energie­
dienstleister, wie z. B. Contractoren, können nur geför­
dert werden, wenn das zu fördernde Projekt den Ener­
giebedarf oder die Energieeigenerzeugung eines ande­
ren antragsberechtigten Unternehmens einbezieht.

2.2	 Es werden nur Unternehmen gefördert, bei denen eine 
ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint 
und die in der Lage sind, die bestimmungsgemäße Ver­
wendung der Förderung zu gewährleisten und nachzu­
weisen.

2.3 Nicht gefördert werden unter anderem

– 	 natürliche Personen,

– 	 Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Artikel 2 
Ziffer 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Bin­
nenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union (Allgemeine Gruppenfreistellungsver­
ordnung – AGVO; ABl. EU L 187 vom 26. Juni 
2014, S. 1) sowie

– 	 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
auf Grund einer früheren Entscheidung der Europä­
ischen Kommission zur Feststellung der Rechts­
widrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit 
dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet 
haben.

3.	 Förderungsvoraussetzungen

3.1	 Die Gesamtfinanzierung des zu fördernden Projektes 
muss gesichert sein.

3.2	 Der Standort oder Gegenstand des zu fördernden Pro­
jektes muss sich auf dem Gebiet der Freien und Hanse­
stadt Hamburg befinden.

3.3	 Bei investiven Projekten ist der bestimmungsgemäße 
Betrieb auf dem Gebiet der Freien und Hansestadt 
Hamburg während der Zweckbindungsfrist zu gewähr­
leisten. Die Zweckbindungsfrist beträgt mindestens 
fünf Jahre und beginnt mit der Abschlusszahlung nach 
dem Verwendungsnachweis. Für Projekte von Kleinst­
unternehmen sowie kleinen und mittleren Unterneh­
men gemäß Anhang I AGVO beträgt die Zweckbin­
dungsfrist mindestens drei Jahre.

3.4	 Förderanträge sind vor Projektbeginn vollständig ein­
zureichen. Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn 
vor einer schriftlichen Zustimmung der bewilligenden 
Stelle mit dem Projekt begonnen worden ist. Ein Pro­
jekt ist in der Regel begonnen, sobald dafür entspre­
chende Lieferungs- oder Leistungsverträge abgeschlos­
sen sind. Planungsleistungen stellen keinen Beginn 
dar, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Förde­
rung. Im Einzelfall kann – auf rechtzeitigen, begründe­
ten Antrag hin – die bewilligende Stelle Ausnahmen 
von diesen Regelungen zulassen.

3.5	 Das antragstellende Unternehmen muss damit einver­
standen sein, dass Angaben zur Förderung (z. B. Name, 
Projektbezeichnung, Kurzbeschreibung, Projektergeb­
nisse, Förderbetrag) in entsprechenden Verzeichnissen 
(zum Beispiel EFRE-Begünstigtenliste, Transparenz­
portal, Beihilfen-Website) veröffentlicht werden.

Es darf – unabhängig von weitergehenden datenschutz­
rechtlichen Regelungen – in der Weitergabe von perso­
nenbezogenen Daten seiner Beschäftigten, die zur 
Ermittlung und Überprüfung der Höhe der Förderung 
und der Einhaltung des Besserstellungsverbots gegebe­
nenfalls erforderlich sind, keine Verletzung schutzwür­
diger Interessen im Sinne des Bundesdatenschutzgeset­
zes sehen.

3.6 	 Nicht gefördert werden unter anderem

– 	 Investitionen zur Verringerung der Treibhausgase­
missionen aus Tätigkeiten, die in Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG vom 13. Oktober 2003 (ABl. 
EU L 275 vom 25. Oktober 2003, S. 32) aufgeführt 
sind,

– 	 Investitionen in Anlagen, die auf Grundlage des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2014) vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert am 
22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106), eine Förde­
rung erhalten,

– 	 Projekte aus dem Bereich „Forschung und Entwick­
lung“ sowie Demonstrationsanlagen,

– 	 Großprojekte mit förderfähigen Ausgaben über 
50 Mio. Euro,

– 	 Projekte, mit denen gesetzlich vorgeschriebene 
Anforderungen, Mindeststandards oder Nachrüst­
pflichten umgesetzt werden,
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– 	 Projekte, zu deren Umsetzung das antragstellende 
Unternehmen auf Grundlage eines Gesetzes, einer 
Verordnung oder einer behördlichen Anordnung 
verpflichtet ist,

– 	 Sanierungsfälle und Vorhaben zur Instandsetzung,

– 	 der Erwerb und die Installation von gebrauchten 
Anlagen.

4.	 Art und Umfang, Höhe der Förderung

4.1	 Die Förderung wird als Projektförderung in Form 
einer Festbetragsfinanzierung gewährt.

Davon abweichend erfolgt die Förderung im Förder­
schwerpunkt „Energieberatungsleistungen für Unter­
nehmen“ nach Ziffer 1.3.1 als Anteilsfinanzierung.

4.2	 Die Förderung kann durch Zuschuss, rückzahlbaren 
Zuschuss oder (zinssubventioniertes) Darlehen gemäß 
Artikel 5 Nummern 2 a und b AGVO oder als De-mini­
mis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Arti­
kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen 
(De-minimis-Verordnung; ABl. EU L 352 vom 24. De­
zember 2013, S. 1) erfolgen. Bei rückzahlbaren Zuschüs­
sen und (zinssubventionierten) Darlehen erfolgt die 
Förderung nach dieser Richtlinie in Verbindung mit 
einem Fördermerkblatt und zusammen mit einem spe­
ziellen Fördermodul.

4.3	 Bemessungsgrundlage für die Förderung sind die för­
derfähigen Ausgaben.

Die Förderung von Anlagentechniken nach Ziffer 1.3.3 
und Energiecontrollingsystemen nach Ziffer 1.3.2 er­
folgt auf Grundlage der für das jeweilige Projekt prog­
nostizierten CO2-Emissionsvermeidung unter Berück­
sichtigung der eingesetzten Anlagentechniken. Für die 
einzelnen Förderschwerpunkte werden die Bemes­
sungsgrundlagen und Förderhöhen in den jeweiligen 
Fördermerkblättern weiter konkretisiert.

Investitionen in Anlagentechniken und Energiecont­
rollingsysteme werden nur insoweit gefördert, dass 
unter Berücksichtigung der Förderung eine Amortisa­
tionszeit von drei Jahren nicht unterschritten wird.

Die Vorgaben zu Projekten, die Nettoeinnahmen im 
Sinne des Artikels 61 der Verordnung (EU) Nr. 1303/ 
2013 vom 17. Dezember 2013 (ABl. EU L 347 vom  
20. Dezember 2013, S. 320) erzeugen, sind zu beachten.

4.4	 Die Förderung nach den Ziffern 1.3.1 und 1.3.2 wird 
ausschließlich als De-minimis-Beihilfe auf Grundlage 
der De-minimis-Verordnung gewährt, deren Bestim­
mungen einzuhalten sind. Die Förderung nach Ziffer 
1.3.3 kann zusätzlich als Umweltschutzbeihilfe nach 
den Artikeln 36, 38, 40 oder 46 AGVO gewährt werden. 
Die entsprechenden beihilfenrechtlichen Vorgaben 
sind zu beachten.

4.4.1	 Das zu fördernde Projekt darf bei einer Förde­
rung nach der De-minimis-Verordnung – unter 
Berücksichtigung aller öffentlichen Finanzie­
rungsbeiträge – die zulässigen einschlägigen 
Höchstwerte für die Beihilfehöhen und -intensi­
täten durch die De-minimis-Beihilfe nicht über­
schreiten.

4.4.2	 Eine Förderung nach der AGVO darf mit ande­
ren staatlichen Beihilfen nicht kumuliert werden, 
es sei denn,

	 – � die anderen Beihilfen beziehen sich auf unter­
schiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten 
oder

	 – � es wird die höchste nach der AGVO für diese 
Beihilfen geltende Beihilfeintensität und der 
höchste nach der AGVO für diese Beihilfen 
geltende Beihilfebetrag nicht überschritten.

4.4.3 	Eine Kumulierung mit Förderungen nach dem 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) vom 
21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498), zuletzt ge­
ändert am 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106), 
ist nur soweit zulässig, wie die kumulierte Förde­
rung die Differenz zwischen den Gesamtgeste­
hungskosten der Stromerzeugung der Kraft-Wär­
me-Kopplungsanlage und dem Marktpreis im 
Sinne des KWKG nicht überschreitet.

4.5	 Zur Förderung werden Mittel des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) genutzt. Die Förde­
rung kann bis zu 50 Prozent der förderfähigen Ausga­
ben betragen.

5.	 Sonstige Förderbestimmungen

5.1	 Die Anlage 2 der Verwaltungsvorschriften zu §  46 der 
Landeshaushaltsordnung vom 17. Dezember 2013 
(HmbGVBl. 2013 S. 503) – die Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen zur Projektförderung (ANBest-P) – wird 
in der jeweils gültigen Fassung Bestandteil der Bewilli­
gungsbescheide. Für die Anwendung der Nummer 3 
ANBest-P gilt abweichend:

Werden die förderfähigen Ausgaben eines Projektes zu 
nicht mehr als 50 Prozent aus öffentlichen Mitteln 
finanziert, sind Aufträge nur an fachkundige und leis­
tungsfähige Anbieterinnen und Anbieter nach wettbe­
werblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Be­
dingungen zu vergeben. Ab einem Auftragswert von  
25 000,– Euro (ohne Umsatzsteuer) sind mindestens 
drei Angebote einzuholen und die Begründung der 
Vergabeentscheidung zu dokumentieren. Falls die Ein­
holung von mindestens drei Angeboten nicht möglich 
sein sollte, ist auch dies zu begründen.

In geeigneten Fällen sind insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen bei der Auftragsvergabe zu 
berücksichtigen.

Weitergehende Bestimmungen, die das zu fördernde 
Unternehmen zur Anwendung von Vergabevorschrif­
ten verpflichten, bleiben unberührt.

5.2	 Die Anlage 3 der Verwaltungsvorschriften zu § 46 der 
Landeshaushaltsordnung – die Baufachlichen Neben­
bestimmungen (NBest-Bau) – findet keine Anwen­
dung.

5.3	 Die Förderung nach dieser Richtlinie schließt weitere 
Förderungen derselben Ausgaben durch die Freie und 
Hansestadt Hamburg, die Hamburgische Investitions- 
und Förderbank oder aus Programmen, an deren 
Finanzierung die Europäische Union (EU) beteiligt ist, 
aus.

5.4	 Für die mit dem zu fördernden Projekt verbundenen 
Finanzierungsvorgänge ist eine gesonderte Buchfüh­
rung oder ein eigener Buchführungscode vorzusehen.

Für die mit dem Projekt verbundenen Unterlagen und 
Belege gilt eine Aufbewahrungsfrist von mindestens 
zehn Jahren nach Auszahlung der Förderung im Origi­
nal, beglaubigter Kopie oder in revisionssicherer Form 
und nachweisbar den nationalen Rechtsvorschriften 
entsprechend auf allgemein üblichen Datenträgern.

5.5	 Das antragstellende Unternehmen verpflichtet sich, in 
geeigneter Form (z. B. Bauschild, Internetauftritt des 
Unternehmens) auf die Förderung aus Mitteln des 
EFRE hinzuweisen.
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5.6	 Das antragstellende Unternehmen ist verpflichtet, der 
bewilligenden Stelle, dem Rechnungshof der Freien 
und Hansestadt Hamburg und der Europäischen Kom­
mission auf Verlangen jederzeit Auskünfte über die für 
die Gewährung und Belassung der Zuschüsse maßgeb­
lichen Umstände zu erteilen und die entsprechenden 
Unterlagen innerhalb einer gesetzten Frist von maxi­
mal 20 Arbeitstagen vorzulegen.

Eine Nichterfüllung der Aufbewahrungspflicht nach 
Ziffer 5.4 und der Vorlagepflicht kann zu einer Rück­
forderungsanordnung der Europäischen Kommission 
führen.

5.7	 Für Vor-Ort-Kontrollen inhaltlicher und finanzieller 
Komponenten ist vom antragstellenden Unternehmen 
der bewilligenden Stelle, der EFRE-Verwaltungsbe­
hörde, EU-Prüforganen, dem Rechnungshof der Freien 
und Hansestadt Hamburg oder einem von diesen 
beauftragten Dritten Zutritt und Einsicht zu gewähren. 
Dies schließt die Prüfung von Originalbelegen der 
Buchführungsunterlagen sowie die Prüfung der Quali­
tät der Anlagentechniken ein.

5.8	 Bestandteil der Förderung ist eine Erfolgskontrolle 
durch die bewilligende Stelle oder von ihr beauftragte 
Dritte. Hierfür wird in der Regel für das geförderte 
Projekt während der Zweckbindung oder auch darüber 
hinaus die Erhebung von Kennzahlenwerten und deren 
Übermittlung an die bewilligende Stelle notwendig 
sein, die eine Beurteilung des Projektbeitrages zur Zie­
lerreichung des Programms ermöglichen. Das Nähere 
regelt der Bewilligungsbescheid.

5.9	 Die Änderung der Eigentumsverhältnisse einer geför­
derten Anlage, wodurch einem Unternehmen oder 
einer öffentlichen Einrichtung ein ungerechtfertigter 
Vorteil entsteht, ist während der Zweckbindungsfrist 
ausgeschlossen.

5.10	Erhebliche Veränderungen der Art, der Ziele oder der 
Durchführungsbestimmungen des Projektes sind nur 
in begründeten Fällen auf schriftlichen Antrag nach 
Zustimmung der bewilligenden Stelle zulässig.

5.11	Die Förderung von Anlagentechniken nach Ziffer 1.3.3 
oder Energiecontrollingsystemen nach Ziffer 1.3.2 ist 
zurückzuzahlen, falls die Produktionstätigkeit inner­
halb von zehn Jahren nach der Abschlusszahlung an 
einen Standort außerhalb der EU verlagert wird. Dies 
gilt nicht für Projekte von Kleinstunternehmen sowie 
kleinen und mittleren Unternehmen gemäß Anhang I 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

6.	 Verfahren

6.1	 Über den Antrag auf Gewährung einer Förderung ent­
scheidet die bewilligende Stelle. Dies ist

– 	 die Behörde für Umwelt und Energie oder

– 	 die Hamburgische Investitions- und Förderbank.

Die zuständige bewilligende Stelle ist dem jeweiligen 
Fördermerkblatt zu entnehmen.

6.2	 Die Förderung wird nur auf schriftlichen Antrag 
gewährt. Förderanträge können bis zum 31. Dezember 
2020 gestellt werden.

Der Antrag (einfach) ist bei der bewilligenden Stelle 
mit einem ausgefüllten und unterzeichneten Formular, 
das von der bewilligenden Stelle zur Verfügung gestellt 
wird, und weiteren, von der bewilligenden Stelle zu 
nennenden Unterlagen unter Angabe der Höhe der 
beantragten Förderung und der Gründe für die Not­
wendigkeit dieser Förderung einzureichen.

6.3	 Die Bewilligung erfolgt durch schriftlichen Bescheid 
vor Beginn des Bewilligungszeitraums.

6.4	 Die Förderung wird nach Abschluss des Projektes und 
nach Vorlage und Prüfung des Verwendungsnachwei­
ses ausgezahlt. Nach Vorlage und Prüfung eines Zwi­
schennachweises erfolgt eine anteilige Auszahlung. 
Anteilige Auszahlungen sind nur bis zu einer Höhe von 
80 Prozent der Förderung möglich.

6.5	 Der Verwendungsnachweis erfolgt nach Maßgabe der 
ANBest-P. Hierzu sind mindestens ein Sachbericht, 
ein zahlenmäßiger Nachweis, alle Belege sowie weitere 
Unterlagen im Original vorzulegen. Das Nähere regelt 
der Bewilligungsbescheid. Nur bei Projekten, die nicht 
innerhalb eines Kalenderjahres abgeschlossen sind, ist 
zusätzlich ein jährlicher Zwischennachweis vorgesehen.

6.6	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Förderung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungs- oder Bewilligungsbe­
scheides und die Rückforderung der gewährten Förde­
rung gelten die ANBest-P.

Die Regelungen des Hamburgischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes vom 9. November 1977 (HmbGVBl.  
S. 333), zuletzt geändert am 14. März 2014 (HmbGVBl. 
S. 102), bzw. des Sozialgesetzbuches – Zehntes Buch – 
vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), zuletzt geändert 
am 29. März 2017 (BGBl. I S. 626), bleiben unberührt.

6.7	 Darüber hinaus sind insbesondere die folgenden Vor­
schriften und Grundlagen in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten:

– 	 Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 vom 17. Dezember 
2013 (ABl. EU L 347 vom 20. Dezember 2013,  
S. 289) und Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 mit 
den besonderen bzw. gemeinsamen Bestimmungen 
für den Europäischen Fonds für regionale Entwick­
lung,

– 	 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der 
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen 
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AGVO),

– 	 Operationelles Programm des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung der Freien und Hanse­
stadt Hamburg für die Förderperiode 2014 bis 2020 
(CCINr. 2014DE16RFOP006),

– 	 Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt 
Hamburg (Landeshaushaltsordnung – LHO) vom 
17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503),

– 	 Verwaltungsvorschriften zu § 46 LHO,

– 	 im Falle einer Durchführung durch die Hamburgi­
sche Investitions- und Förderbank das Gesetz über 
die Hamburgische Investitions- und Förderbank 
vom 6. März 1973 (HmbGVBl. S. 41), zuletzt geän­
dert am 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503).

6.8	 Förderungen, welche die Hamburgische Investitions- 
und Förderbank gewährt, erfolgen auf der Grundlage 
dieser Richtlinie und den jeweiligen Fördermerkblät­
tern. Der §  46 LHO sowie die dazugehörigen Verwal­
tungsvorschriften gelten entsprechend. Rechte und 
Pflichten, die die Hamburgische Investitions- und För­
derbank im Umgang mit den ihr zur Verfügung gestell­
ten Mitteln hat, werden vertraglich zwischen der Freien 
und Hansestadt Hamburg und der Hamburgischen 
Investitions- und Förderbank festgelegt.
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Eine Verwaltungsgebühr für die Bewilligungen und 
Amtshandlungen im Rahmen der Verwaltung der För­
dermittel gemäß der Gebührenordnung für die Ham­
burgische Investitions- und Förderbank vom 28. Okto­
ber 2014 (HmbGVBl. S. 463) wird nicht erhoben.

7.	 Inkrafttreten

Die Richtlinie tritt am 1. April 2016 in Kraft und ist bis 
zum 31. Dezember 2023 befristet.

Hamburg, den 18. April 2017

Die Behörde für Umwelt und Energie
Amtl. Anz. S. 622

Beabsichtigung der Widmung einer 
Wegefläche in der Straße Alberichstieg
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Rissen, Ortsteil 227, eine etwa 
2820 m² große, in der Straße Alberichstieg liegende Wege­
fläche (Flurstück 2074) mit sofortiger Wirkung dem öffent­
lichen Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Foyer des Fachamtes Management des öffent­
lichen Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 10. April 2017

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 626

Beabsichtigung der Widmung 
einer Wegefläche 

in der Straße Blechschmidtstraße
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Nienstedten, Ortsteil 222, eine 
etwa 1837 m² große, in der Straße Blechschmidtstraße lie­
gende Wegefläche (Flurstück 145) mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 10. April 2017

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 626

Beabsichtigung der Widmung einer 
Wegefläche in der Straße Knüllkamp

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Osdorf, Ortsteil 220, eine etwa 
1562 m² große, in der Straße Knüllkamp liegende Wege­
fläche (Flurstück 377 teilweise) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 10. April 2017

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 626

Aufstellungsbeschluss 
über die 2. Änderung des Bebauungsplans 

Eidelstedt 53
Das Bezirksamt Eimsbüttel beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23. Sep­
tember 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 
20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722, 1731), das Gesetz über 
den Bebauungsplan Eidelstedt 53 vom 22. Oktober 1985 
(HmbGVBl. S. 288), geändert am 12. November 1991 (Hmb­
GVBl. S. 356), zu ändern (Aufstellungsbeschluss E 1/17).

Die Änderung des Bebauungsplans wird im vereinfach­
ten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt, da die 
Grundzüge der Planung nicht berührt und die Anforderun­
gen des § 13 Absatz 1 Nummern 1 und 2 BauGB erfüllt 
werden. Von einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB 
wird entsprechend § 13 Absatz 3 BauGB abgesehen.

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Eidelstedt 53 
betrifft die in der Anlage dargestellten und als Gewerbe- 
und Mischgebiete festgesetzten Bereiche an der Kieler 
Straße, Elbgaustraße und am Niekampsweg (Bezirk Eims­
büttel, Ortsteil 320).

Eine Karte, in der das Gebiet farbig angelegt ist, kann im 
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirksamtes 
Eimsbüttel während der Dienststunden eingesehen werden.

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Eidelstedt 53 hat 
die Zielsetzung, für die Gewerbe- und Mischgebiete an der 
Kieler Straße, Elbgaustraße und am Niekampsweg zur 
Bereithaltung von Gewerbeflächen, zur Stärkung der 
Wohnfunktion und zum Schutz des Bezirksentlastungs­
zentrums Eidelstedter Platz Einzelhandelsnutzungen weit­
gehend auszuschließen.

Hamburg, den 10. April 2017

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 626
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Berichtigung der Verfügung der Widmung 
– Ilenwisch –

Die Verfügung der Widmung Ilenwisch vom 4. Dezem­
ber 1995 (Amtl. Anz. Nr. 242 vom 13. Dezember 1995 
S. 2721) ist zu berichtigen.

Im 2. Absatz in der 3. und 4. Zeile muss es heißen:
„. . . dem öffentlichen Fußgänger- und Radfahrverkehr 

sowie dem Anliegerverkehr mit Fahrzeugen bis zu 
2,8 t zulässigen Gesamtgewichts gewidmet. Der etwa 50 m 
lange, . . .“

Die Anlage (Lageplan) zur Verfügung vom 4. Dezember 
1996 behält ihre Gültigkeit.

Hamburg, den 31. März 2017

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 628

Widmung von Wegeflächen 
– Hesterlanden –

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bram­
feld, Ortsteil 515, belegene Wegefläche Hesterlanden (Flur­
stück 1106 teilweise), von Am Stühm-Süd bis Hohnerred­
der in einer L-Form verlaufend, mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 6. April 2017

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 628

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen – Glindkamp –

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Meien­
dorf, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Glindkamp (Flur­
stück 1543 [5717 m²]), von Dassauweg bis Gastkamp verlau­
fend, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.

Die daran anschließende Wegefläche, die bis an die 
Gleisanlage der Deutschen Bundesbahn verläuft, wird mit 
sofortiger Wirkung dem öffentlichen Fußgänger- und Rad­
fahrverkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege­
fläche liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 5. April 2017

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 628

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen – Gastkamp –

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Meien­
dorf, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Gastkamp (Flur­
stück 1530 [2660 m²]), von Dassauweg bis Glindkamp ver­
laufend, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Die Verfügung der Widmung vom 31. März 1998 wird 
aufgehoben.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 5. April 2017

Das Bezirksamt Wandsbek

Amtl. Anz. S. 628

Widmung einer Wegefläche
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Harburg, Gemarkung Neugra­
ben/Fischbek, Ortsteil 715, belegene Wegefläche des Weges 
Hornkrautring auf dem Flurstück 8035, abgehend als 
Ringstraße von der Neugrabener Allee nach Osten und 
einer Länge von etwa 170 m, mit sofortiger Wirkung für 
den öffentlichen Verkehr gewidmet.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Harburg, Harburger Rathausplatz 4, Zim­
mer 217, 21073 Hamburg, zur Einsicht für jedermann aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll bei oben genannter Dienst­
stelle vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. April 2017

Das Bezirksamt Harburg

Amtl. Anz. S. 628
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Widmung einer Wegefläche
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Harburg, Gemarkung Neugra­
ben/Fischbek, Ortsteil 715, belegene Wegefläche des Weges 
An den Wiesen auf dem Flurstück 8073, von Zum Wachtel­
könig bis Torfstecherweg und einer Länge von etwa 290 m, 
mit sofortiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr gewid­
met.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­

stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Harburg, Harburger Rathausplatz 4, Zim­
mer 217, 21073 Hamburg, zur Einsicht für jedermann aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll bei oben genannter Dienst­
stelle vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. April 2017

Das Bezirksamt Harburg
Amtl. Anz. S. 629

Aufsichtsschauen privater Hochwasserschutzanlagen
Schauen privater Hochwasserschutzanlagen durch die Was­

serbehörde nach § 60 Absatz 1 des Hamburgischen Wassergeset­
zes (HWaG) vom 29. März 2005 (HmbGVBl.  
S. 97) in der jeweils gültigen Fassung finden an folgenden Tagen 
statt:

Datum Polder Uhrzeit 
26.04.2017 Nummer 70 Neuhof West 9.00 Uhr 
03.05.2017 Nummer 72 Oelmühle Neuhof  9.00 Uhr 
10.05.2017 Nummer 21 Peute   9.00 Uhr 
17.05.2017 Nummer 13 Raffinerie Hohe Schaar 9.00 Uhr 

 

Der Treffpunkt für den Beginn der jeweiligen ört- 
lichen Schau kann bei der Wasserbehörde, Telefon: 
040 / 428 47 - 2410, erfragt werden.

Die zur Unterhaltung Verpflichteten haben gemäß § 66 Ab- 
satz 3 HWaG dafür zu sorgen, dass die Schauwege an den privaten 
HWS-Anlagen frei sind.

Hamburg, den 7. April 2017

Hamburg Port Authority
Amtl. Anz. S. 629
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Auftragsbekanntmachung 
Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER 

I.1)	 Name und Adressen

Offizielle Bezeichnung:

Bundesbauabteilung Hamburg,  
in Vertretung für die  
Bundesrepublik Deutschland

Postanschrift:

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, DE

Kontaktstelle(n):

Telefax: +49 / 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/behoerdenfinder/ 
hamburg/11255485

NUTS-Code: DE600

I.2)	 Gemeinsame Beschaffung

I.3)	 Kommunikation

Die Auftragsunterlagen stehen für einen 
uneingeschränkten und vollständigen direkten 
Zugang gebührenfrei zur Verfügung unter

https://service.bi-online.de/ 
TenderDocuments/D428283777

Weitere Auskünfte erteilen/erteilt: 
die oben genannten Kontaktstellen. 

Angebote sind einzureichen:  
elektronisch: http://www.bi-medien.de 
an die oben genannten Kontaktstellen. 

I.4)	 Art des öffentlichen Auftraggebers

Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5)	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags

Bundeswehrkrankenhaus, Umbau Haus 1, 
Kommissionierung-Regallager Apotheke

Referenznummer der Bekanntmachung: 
17 E 0103

II.1.2)	 CPV-Code

45215100-8

Zusatzteil: keine

II.1.3)	 Art des Auftrags

Bauauftrag

II.1.4)	 Kurze Beschreibung

Lieferung und Aufstellung eines Regalsystems 
für einen Apothekenneubau.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert

II.1.6)	 Angaben zu den Lose
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.2)	 Beschreibung

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s)
keine
Zusatzteil: keine

II.2.3)	 Erfüllungsort
Nuts-Code: DE600
Bundeswehrkrankenhaus Hamburg,  
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung
– 	 50 m Regalsystem, Verpackungsgröße 1,
– 	 784 Stk Modulwannen
– 	 1560 Stk Trägerschienen/ Auszüge
– 	 3130 Stk Etikettenhalter
– 	 21 Stk Flachbodenregale

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Kostenkriterium: Preis 
Gewichtung: 100

II.2.7) 	 Laufzeit des Vertrags
Beginn: 19. Juni 2017
Ende: 31. August 2017
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: Nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem 
Vorhaben und/oder Programm, das aus Mitteln 
der EU finanziert wird: Nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
keine

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) 	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin­
gungen:
Als Eigenerklärung vorzulegen:
–	 Angaben zur Eintragung im Berufsregister des 

Sitzes oder Wohnsitzes des Unternehmens.
–	 Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder 

ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Ver­

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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fahren eröffnet/die Eröffnung beantragt/
mangels Masse abgelehnt/ein Insolvenzplan 
rechtskräftig bestätigt wurde oder ob sich das 
Unternehmen in Liquidation befindet.

–	 Angabe, dass nachweislich keine schwere Ver­
fehlung begangen wurde, die die Zuverlässig­
keit als Bewerber in Frage stellt.

–	 Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung 
von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge 
zur gesetzlichen Sozialversicherung ord­
nungsgemäß erfüllt ist.

–	 Angabe, dass sich das Unternehmen bei der 
Berufsgenossenschaft angemeldet hat.

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig­
keit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignung­
skriterien:

Als Eigenerklärung vorzulegen:

–	 Angaben zum Umsatz in den letzten 3 abge­
schlossenen Geschäftsjahren, Bauleistungen 
u.a. Leistungen betreffend, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind unter 
Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit 
anderen Unternehmen ausgeführten Aufträ­
gen.

–	 Angaben über die Ausführung von Leistungen 
in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäfts­
jahren, die mit der zu vergebenden Leistung 
vergleichbar sind.

–	 Angabe der Zahl der in den letzten 3 abge­
schlossenen Geschäftsjahren jahresdurch­
schnittlich beschäftigten Arbeitskräfte, geg­
liedert nach Lohngruppen mit gesondert aus­
gewiesenem technischen Leitungspersonal.

III.1.3)	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignung­
skriterien:

Eignungskriterien gemäß Vergabeunterlagen.

III.1.5) 	 Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen

III.2) 	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.2) 	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

III.2.3) 	 Für die Ausführung des Auftrags verantwortli­
ches Personal

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) 	 Beschreibung

IV.1.1) 	 Verfahrensart

Offenes Verfahren

IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung

Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.6) 	 Angaben zur elektronischen Auktion

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)

Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom­
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben

IV.2.1) 	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren

IV.2.2) 	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote

10. Mai 2017, 10.00 Uhr

IV.2.4) 	 Sprache(n), in der (denen) Angebote eingereicht 
werden können

DE

IV.2.6)	 Bindefrist des Angebots

Das Angebot muss gültig bleiben bis:  
10. Juli 2017

IV.2.7)	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote

10. Mai 2017, 10.00 Uhr

Ort: 

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, Raum 8.01

Angaben über befugte Personen und das Öff­
nungsverfahren: Bieter und bevollmächtigte Per­
sonen sind nicht zugelassen.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2)	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

Die Zahlung erfolgt elektronisch.

VI.3)	 Zusätzliche Angaben

Vergabeunterlagen in elektronischer Form. In­
formationen zum Abruf der Vergabeunterlagen: 
siehe I.3 Kommunikation.

Angebotsabgabe:

Angebote können abgegeben werden:

–	 schriftlich,

–	 elektronisch mit Signatur,

–	 elektronisch in Textform.

Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Tex­
tform ist der Bieter und die zur Vertretung des 
Bieters berechtigte natürliche Person zu benen­
nen, bei elektronischer Angebotsübermittlung 
mit Signatur ist das Angebot mit der geforderten 
Signatur zu versehen. Das Angebot ist zusammen 
mit den Anlagen bis zum Ablauf der Angebots­
frist über die Vergabeplattform

www.bi-medien.de

mit dem bi-Ident-Code: D428283777 zu über­
mitteln.

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü­
fungsverfahren: 

Offizielle Bezeichnung:

Bundeskartellamt Bonn

Postanschrift:

Kaiser-Friedrich-Straße 16, 53113 Bonn, DE

Telefon: 00 49 / (0)2 28 / 94 99 - 0

Telefax: 00 49 / (0)2 28 / 94 99 - 400

VI.4.2)	 Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt
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VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung
4. April 2017

Hamburg, den 4. April 2017

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 303

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 17 A 0120

a)	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b)	 Vergabeverfahren:
	 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
	 Vergabe: 17 A 0120 Baugruben Verbau
	 4121 G 1459 Brückenanbindung Hs. 1/2 und Hs. 2/18 
	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 

Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü­
gung gestellt.
Es werden elektronische Angebote akzeptiert.

d)	 Art des Auftrages:
	 Ausführen von Bauleistungen  

e)	 Ort der Ausführung: 
	 Bundeswehr-Krankenhauses, 

Lesserstrasse 180, 22049 Hamburg.

f)	 Art und Umfang der Leistung:
17 A 0120 Baugruben Verbau
Das Baufeld befindet sich auf dem Gelände des Bun­
deswehr-Krankenhauses BWK Hamburg-Wandsbek, 
Lesserstrasse 180, 22049 Hamburg.  
Zwischen dem bestehenden Bettenhaus 2 und dem 
OP-Haus 18 wird eine neu zu errichtende Interimsbrücke 
benötigt, die im Bereich des Baugrubenverbaus für das 
MFG angeordnet wird. Dadurch muss der erforderliche 
Baugruben-Verbau, im Bereich dieser Interimsbrücke 2, 
vorgezogen hergestellt werden. Als Verbau kommen in 
diesen Bereichen eine Trägerbohlwand und eine über­
schnittene Bohrpfahlwand zum Einsatz. Auf der Bohrp­
fahlwand wird zudem ein Pfahlkopfbalken ausgebildet, 
der in Teilbereichen auch als Gründungsbauteil für 
die Verbindungsbrücke dient. Die auszuschreibende 
Leistung umfasst somit die Herstellung des terminlich 
vorgezogenen Verbaus, ohne Holzausfachung (Träger­
bohlwand) und Rückverankerung (Trägerbohlwand und 
Bohrpfahlwand). Die o.g. Holzausfachung und Rückver­
ankerung, sowie die Herstellung des Stahl-Gehweges im 
Bereich der Trägerbohlwand, werden zusammen mit 
dem Aushub der Baugrube für das MFG hergestellt und 
sind nicht Bestandteil der vorliegenden Ausschreibung.
– � 10 Bohrungen d = 62 cm für Trägerbohlwand – Tiefe 

ca. 12,65 m unter GOK
– � 20 Stahlträger U400 für Trägerbohlwand – Länge 

ca. 12,65 m
– � 350m² überschnittene Bohrpfahlwand d = 88 cm – 

Länge ca. 7,85 m bis 10,65 m (Gesamt 62 Pfähle) 
– 42 m³ Stahlbeton Pfahlkopfbalken – ca. 43,00 lfdm 
Kopfbalken (b/h = 1,00/1,00 m)

g)	 Nein

h)	 Nein

i)	 Ausführungsfristen:
	 Beginn der Ausführung: 3. Juli 2017
	 Fertigstellung: 15. September 2017

j)	 Nebenangebote sind zugelassen.

k)	 Anforderung der Vergabeunterlagen:
	 Die elektronischen Vergabeunterlagen liegen bei bi-on­

line.de zum kostenlosen Download unter dem bilink:
	 https://service.bi-online.de/ 

tenderdocuments/D428373887
	 bereit. 
	 Eine kostenlose Registrierung wird empfohlen, um 

automatisch über Änderungen an den Vergabeunterla­
gen oder über Fragen zum Vergabeverfahren informiert 
zu werden.

l)	 Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

	 Höhe der Kosten: Entfällt, siehe Buchstabe k) 
Anforderung der Vergabeunterlagen.

o)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:
	 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
p)	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q)	 Angebotseröffnung:
	 26. April 2017, 10.00 Uhr, Ort: siehe Buchstabe a)
	 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 

Bieter und ihre Bevollmächtigten

r)	 Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Entfällt

t)	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:
	 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 

Vertreter.

u)	 Nachweise zur Eignung:
	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 

der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präqual­
ifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh­
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgese­
henen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

	 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach­
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule­
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen­
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh­
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh­
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

	 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen­
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über­
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.
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	 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

	 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: keine

v)	 Ablauf der Bindefrist: 26. Mai 2017

w)	Nachprüfung behaupteter Verstöße:

	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

Hamburg, den 7. April 2017

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung –� 304

Auftragsbekanntmachung

Bauauftrag

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)	 Name und Adressen

Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
Einkauf/Vergabe,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe

E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

NUTS-Code: DE600

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse: http://www.hamburg.de/schulbau/

I.2)	 Gemeinsame Beschaffung

I.3)	 Kommunikation

Die Auftragsunterlagen stehen für einen 
uneingeschränkten und vollständigen direk­
ten Zugang gebührenfrei zur Verfügung unter: 
http://www.hamburg.de/ausschreibungen.

Weitere Auskünfte erteilen/erteilt die oben 
genannten Kontaktstellen.

Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzure­
ichen an die oben genannten Kontaktstellen. 

I.4)	 Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Kommunalbehörde

I.5)	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)	 Umfang der Beschaffung

II.1.1)	 Bezeichnung des Auftrags:

SBH VOB OV 027-17 LG – Um- und Zubau 
für die Fusion der Berufsschulen G2 und G17, 
Dratelnstr. 24 -Fernmelde/IT, Starkstrom und 
Wärmeversorgungsanlage.

Referenznummer der Bekanntmachung:

SBH VOB OV 027-17 LG

II.1.2)	 CPV-Code Hauptteil: 45214220

II.1.3)	 Art des Auftrags: Bauauftrag

II.1.4)	 Kurze Beschreibung:

Der neue Standort der Gewerbeschulen G2 und 
G17 befindet sich im Hamburger Stadtteil Wil­
helmsburg. Die gesamte Baumaßnahme umfasst 
einen Neubau auf dem Campus sowie den Umbau 
des bestehenden Gebäudes der Gewerbeschule 
G17. Die Teil-Baumaßnahme „Umbau“ umfasst ca. 
6.000 m² BGF. Die Teil-Baumaßnahme „Zubau“ 
umfasst einen viergeschossigen Neubau mit insges­
amt 10 Klassen- und Fachklassenräumen mitsamt 
Mensa zzgl. Nebenräumen. Die BGF des Neubaus 
inkl. angrenzenden Ölpavillon beträgt ca. 3.300 
m². Die Baustelle ist über die Dratelnstraße unab­
hängig vom Schulbetrieb anfahrbar. Beginn der 
gesamten Baumaßnahme erfolgte September 2016.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert

Wert ohne MwSt.: 1.818.000,– Euro

II.1.6)	 Angaben zu den Losen

Aufteilung des Auftrags in Lose: ja

Angebote sind möglich für alle Lose

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags

Fernmelde/IT

Los-Nr.: 1

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �45231000, 45232300 
45314000

II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60

Hauptort der Ausführung:  
Dratelnstraße 24, 21109 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:

Zubau und Pavillon:

– 	 140 m Verlegesysteme (Brüstungskanäle, 
Kabelrinnen, Kabelschutzrohre)

– 	 200 Stck. Fernmelde- und Datenanschlüsse

– 	 22.000 m Fernmelde-, Brandmelde- und 
Datenleitungen

– 	 400 m Glasfaserleitung

– 	 20 Stck. Daten-Patchfelder

– 	 45 Stck. Lautsprecher

– 	 70 Stck. Handmelder/Brandmelder und Sign­
algeber

– 	 2 Stck. Netzwerkschränke

Umbau:

– 	 830 m Verlegesysteme (Brüstungskanäle, 
Kabelrinnen, Kabelschutzrohre)

– 	 760 Stck. Fernmelde- und Datenanschlüsse

– 	 66.500 m Fernmelde-, Brandmelde- und 
Datenleitungen

– 	 2.600 m Glasfaserleitung

– 	 90 Stck. Daten-Patchfelder

– 	 35 Stck. Lautsprecher

– 	 35 Stck. Handmelder/Brandmelder und Sign­
algeber
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– 	 45 Stck. Glasfaserspleißbox

– 	 12 Stck. Netzwerkschränke

II.2.5)	 Zuschlagskriterien

Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert

Wert ohne MwSt.: 629.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems

Laufzeit in Monaten: 15

Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen

Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem 
Vorhaben und/oder Programm, das aus Mitteln 
der EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben

Voraussichtlicher Ausführungstermine:  
Zubau: ca. Juli 2017 bis Februar 2018 
Umbau: ca. Juni 2017 bis Ende August 2018.

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags

Starkstrom

Los-Nr.: 2

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): 45231400, 45232200

II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60

Hauptort der Ausführung:  
Dratelnstraße 24, 21109 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:

Zubau und Pavillon:

– 	 1 Stck. Gebäudehauptverteilung,

– 	 17 Stck. Unterverteilungen

– 	 1 Stck. Sicherheitsbeleuchtungszentrale,

– 	 1.135 Stck. Sicherheits-/Rettungszeichen­
leuchten

– 	 2.100 m Verlegesysteme (Brüstungskanäle, 
Kabelrinnen, Kabelschutzrohre)

– 	 1.100 Stck. Schalt-und Steckgeräte 19.500 
m Kabel und Leitungen bis 95mm² 40 Stck 
Brandabschnittsbegrenzungen

– 	 500 Stck Montage bauseits gestellter 
Leuchten

Umbau:

– 	 52 Stck. Unterverteilungen

– 	 12 Stck. Telefonunterverteiler

– 	 20 Stck. Sicherheits-/Rettungszeichen­
leuchten

– 	 2.600 m Verlegesysteme (Brüstungskanäle, 
Kabelrinnen, Kabelschutzrohre)

– 	 3.100 Stck. Schalt- und Steckgeräte 33.000 m 
Kabel- und Leitungen bis 95mm² 35 Stck.
Brandabschnittsbegrenzungen

– 	 1.000 Stck. Montage bauseits gestellter 
Leuchten

II.2.5)	 Zuschlagskriterien

Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert

Wert ohne MwSt.: 1.083.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems

Laufzeit in Monaten: 15

Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen

Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem 
Vorhaben und/oder Programm, das aus Mitteln 
der EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben

Voraussichtlicher Ausführungstermin:  
Umbau: ca. Ende August 2017 bis Ende August 
2018

Zubau: ca. Juli 2017 bis Februar 2018

Außenanlagen: ca. Juni 2017 bis Ende August 
2018.

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags

Wärmeversorgungsanlagen

Los-Nr.: 2

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �45331000, 45315000, 
45331110

II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60

Hauptort der Ausführung:  
Dratelnstraße 24, 21109 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:

–	 1 Wärmemengenzähler in Heizzentrale,  
1 Umwälzpumpe 50/1-12

– 	 ca. 40 doppellagige Ventil-Flachheizelemente,

– 	 ca. 220 m Stahlrohr DN65 mit 80 % Form- 
und Verbindungsanteil

– 	 ca. 260 m Kupferrohr bis 28x1,5mm mit 25 % 
Form- und Verbindungsanteil

– 	 ca. 110 m Abgas-Sammelleitung aus VA, 
DN200

II.2.5)	 Zuschlagskriterien

Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert

Wert ohne MwSt.: 106.000,– Euro
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II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems

Laufzeit in Monaten: 15

Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen

Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem 
Vorhaben und/oder Programm, das aus Mitteln 
der EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben

Voraussichtlicher Ausführungstermin: ca. Juni 
2017 bis Ende August 2018.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1)	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister

Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin­
gungen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali­
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifika­
tionsverzeichnis) unter Angabe der Nummer

ODER:

Nachweis über den Eintrag im Handelsregister 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvorschrift 
bzw. Nachweis des Eintrags in der Handwerker­
rolle zum Nachweis der Fachkunde (gültig und 
den aktuellen Stand abbildend).

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig­
keit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignung­
skriterien:

–	 Verweis auf Eintragung im Verein für Präqual­
ifikation von Bauunternehmen e.V. (Präquali­
fikationsverzeichnis) unter Angabe der Num­
mer 

ODER:

–	 Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 
(gültig und nicht älter als 12 Monate).

–	 Bescheinigung in Steuersachen (gültig und 
nicht älter als 12 Monate)

–	 Umsätze aus den letzten drei Jahren 2013, 
2014 und 2015 gem. § 6 a EU Nr. 2 c Satz 1 
VOB/A

UND:

–	 gültige Freistellungsbescheinigung

III.1.3)	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignung­
skriterien:

–	 Verweis auf Eintragung im Verein für Präqual­
ifikation von Bauunternehmen e.V. (Präquali­

fikationsverzeichnis) unter Angabe der Num­
mer 

ODER:

–	 mindestens 3 Referenzen gem. § 6 a EU Nr. 3 a 
VOB/A zu vergleichbaren Leistungen, nicht 
älter als drei Jahre.

III.1.5)	 Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen

III.2)	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.2)	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

III.2.3)	 Für die Ausführung des Auftrags verantwortli­
ches Personal 

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)	 Beschreibung

IV.I.1)	 Verfahrensart

Offenes Verfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung oder zum 
dynamischen Beschaffungssystem

Die Bekanntmachung betrifft den Abschluss 
einer Rahmenvereinbarung.

Rahmenvereinbarung mit einem einzigen 
Wirtschaftsteilnehmer.

IV.1.4)	 Angaben zur Verringerung der Zahl der 
Wirtschaftsteilnehmer oder Lösungen im Laufe 
der Verhandlung bzw. des Dialogs

IV.1.6)	 Angaben zur elektronischen Auktion

IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)

Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsübere­
inkommen: ja 

IV.2)	 Verwaltungsangaben

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren

IV.2.2)	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge

5. Mai 2017, 10.00 Uhr

IV.2.3)	 Voraussichtlicher Tag der Absendung der Auf­
forderungen zur Angebotsabgabe bzw. zur Teil­
nahme an ausgewählte Bewerber

IV.2.4)	 Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil­
nahmeanträge eingereicht werden können

Deutsch

IV.2.6)	 Bindefrist des Angebots

Das Angebot muss gültig bleiben bis:

4. Juli 2017

IV.2.7)	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote

5. Mai 2017, 10.00 Uhr

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Angaben über befugte Personen und das Öff­
nungsverfahren: Die Öffnung der Angebote ist 
nicht öffentlich.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: nein
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VI.2)	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

VI.3)	 Zusätzliche Angaben:

Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunter­
lagen finden Sie auf der Zentralen Veröffentli­
chungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/5796074/
bauleistungen/

Hinter dem Wort „LINK“ sind dort jeweils pro 
Los die Vergabeunterlagen für für die hier aus­
geschriebenen Leistungen zum Download kos­
tenfrei hinterlegt.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen 
per Post oder E-Mail.

Fragen und Antworten während des Verfahrens 
werden ebenfalls auf der Zentralen Veröffentli­
chungsplattform bekannt gemacht. Ein Versand 
per E-Mail erfolgt nicht.

Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham­
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unab­
hängig von einer möglichen Veröffentlichung 
kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsant­
rägen nach dem HmbTG sein.

Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesa­
mtschuldnerisch haftet und dem Auftraggeber 
ein Ansprechpartner benannt und mit unbes­
chränkter Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü­
fungsverfahren 

Vergabekammer bei der  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Deutschland 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 04 99

VI.4.2)	 Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen

Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle­
gung von Rechtsbehelfen:

Die Vergabekammer leitet gemäß § 160 Abs. 1 
GWB ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag 
ein. Der Antrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1-4 
GWB unzulässig, soweit

1.	 der Antragsteller den geltend gemachten Ver­
stoß gegen Vergabevorschriften vor Einre­
ichen des Nachprüfungsantrags erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb 
einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt 
hat;

2.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf­
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Ange­
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber ge­
rügt werden,

3.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist 
zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,

4.	 mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt

FB SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

31. März 2017

Hamburg, den 4. April 2017
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Öffentliche Versteigerung

Die Finanzbehörde Hamburg versteigert am 25. April 
2017 um 9.00 Uhr in Hamburg-Lokstedt, Wehmerweg 
9: diverse Pkw, Lkw, Trecker, Geräte für Gartenbau und 
anderes mehr. Besichtigung dort am 24. April 2017 von 8.00 
Uhr bis 14.00 Uhr sowie 1 Stunde vor der Versteigerung. 
Näheres im Internet unter: http://www.hamburg.de/fb/ 
versteigerungen/

Hamburg, den 11. April 2017

Die Finanzbehörde
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